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er Bedarf an Mobílítätsangeboten
ím őffentlíchen Personennahver-
kehr (ŐPNV) ist ungebremst. Zur

Umsetzung der ambítíoníerten Klíma-
schutzziele íst eíne konsequente Stäτkung
und Ausweitung des Verkehrsangebots
unerlässlích. Durch díe Vorgaben der
C1ean-Vehicle-Dírective í 11 kommen peu à

peu auch mehr „saubere" Fahrzeuge zum
Einsatz. Gleíchwohl verursachen díe Fahr-
zeuge ím Líníenveıkehr Immíssíonen, ins-
besondere ín Form von Lärm, aber auch
Geruch und Erschűtterungen. Űberschrei-
ten díese Immíssíonen díe subjektíve
Toleranzschwelle von Anwohnern, díe ih-
ren Wohnsitz ín unmittelbarer Nähe ıum
Líníenverlauf haben, sind gerichtlíche
Auseínandersetzungen nícht ausgeschlos-
sen. Díeser Beítrag gibt einen Űberblick
zu den rechtlíchen Grundlagen eíner Ab-
wehrklage vor den Zívilgeríchten.

Zíviirechtiíche streitígkeit

Erhebt der betroffene Anwohner Klage vor
eínem Zivilgericht, so stellt sich zunächst
díe Frage, ob der ordentlíche Rechtsweg
nach § 13 Geríchtsverfassungsgesetz (GVG)

űberhaupt eтőffnet íst. Maßgeblích ist
hierfűr díe Natur des Rechtsverhältnís-
ses, aus dem der Kläger seíпem Vortrag
nach den Klageanspruch herleitet. Macht
der Kläger einen Abwehranspruch ge1-
tend, so teilt díeser die Rechtsnatur des
Verursachungsbeitrages, das heißt desje-
nígen Verhaltens, gegen das sích der K1ä-
ger zur Wehr setzt ј2j. Lässt die jeweilige
Kommune den ÖPNV durch eín von ihr
beherrschtes prívatrechtlich verfasstes
Unternehmen betreíben (ıum Beíspiel
eíne GmbH) und klagt der betroffene
Anwohner gegen díeses Nahverkehrsun-
ternehmen, so handelt es sích beim Be-
klagten um• eín Prívatrechtssubjekt, we1-
ches nicht őffentlich-rechtlich handeln
kann und dem Kläger auf der Ebene der
Gleíchordnung gegenübersteht. Stőrun-
gen, welche durch den Buslínienbetrieb
eínes solchen Unternehmens hervorge-
rufen werden, gehen damít nicht auf die
Ausűbung staatlícher Hoheitsgewalt
zurück, weshalb nícht der Verwaltungs-

rechtsweg erőffnet íst, sondern der Zíví1-
rechtsweg 131.

Anspruchsgrundlagen

Hat der Kläger seine Klage zulässígerweise
vor dem Zívílgericht erhoben, so stellt sích
díe Frage, ob er seín Begehren mit Erfolg
auf eíne Anspruchsgrundlage des bűrger-
líchen Rechts stűtzen kann. In Betracht
kommen eín Abwehr- und Unterlassungs-
anspruch aus § 1004 Abs. 1 Bürgerlíches
Gesetzbuch (BGB) sowie Ansprűche aus
unerlaubter Handlung nach § 823 AЬs. 1
BGB und § 823 Abs. 2 BGB.

U nterlassungsanspruch
gemäß § 1004 Abs.1 BGB

§ 1004 Abs. 1 BGB normiert explízít eínen
Anspruch auf Beseítígung und Unterlas-
sung. Er setzt seínem Wortlaut nach vo-
raus, dass der Anspruchsteller Eígentű-
mer ist, wírd jedoch auf a11e delíktísch
geschűtzten Rechte und Rechtsgűter, wíe
beispielsweise die Gesundheít oder den
berechtígten Besítz [4(, entsprechend an-
gewendet. Weiter íst Voraussetzung, dass
das Recht beziehungsweíse das Rechtsgut
durch den Anspruchsgegner a1s Stőrer be-
eíntτächtígt wird und den Anspruchsteller
keíne Pflícht zur Duldung der Beeínträch-
tígung trífft (§ 1004 Abs. 2 BGB).

Was díe erste Voraussetzung betrífft, so íst
entscheídend, dass stets nur der Inhaber
des jeweíligen Rechts(guts) anspruchs-
berechtígt íst. Damít scheíden eíne ganze
Reíhe von mőglíchen Beeinträchtigun-
gen, die der Klägeг vortragen kőnnte, von
vornhereín a1s Anknűpfungspunkte fűr
eine Rechts(guts)verletzung aus. So kann
der betroffene Anwohner weder Rechte
beziehungsweíse Interessen Drítter (ıum
Beíspíel anderer Anwohner oder Famí-
líenmítglíeder) noch der A1lgemeinheít
(beispielsweíse ungestőrte Nutzung eines
naheliegenden spíelplatzes, Verkehrssí-
cherheit) geltend machen. Gleíches gilt für
das Eigentum an der Straße, welches mőg-
lícherweíse durch den Busbetrieb űbermä-
ßíg beansprucht wírd, da sích őffentlíche
Straßen ím Eigentum der őffentlíchen
Hand befinden. Macht der Klägeг eiпe Be-
Iastung a1s steuerzahler beziehungsweíse
aufgrund von Straßenbeiträgen geltend, so
íst dem entgegenzuhalten, dass das Vermő-

gen a1s solches nícht a1s „sonstiges Recht"
í.S.v. § 823 Abs. 1 BGB geschűtzt ist. Eín
mőglícher Verstoß gegen díe ín § 13 PBefG
normíerte Genehmigungspflícht scheidet
a1s Anknűpfungspunkt fűr eine Rechtsver-
letzung des Klägeτs ebenfalls aus, da es
sích beí § 13 PBefG jedenfalls gegenűber
den Anwohnern eíner Straße, durch welche
díe betreffende Buslinie fűhrt, nícht um ein
Schutzgesetz handelt, das heißt um eín Ge-
setz, welches zumindest auch dem Schutz
íhrer Interessen bestimmt íst ј5). Damít
werden in der Rege1 als mőglicherweíse
beeinträchtígte Rechte/Rechtsgűter des
klagenden Anwohners ledíglich sein Eí-
gentum/Besitz am Grundstück sowie seine
Gesundheit in Betracht kommen.

Fűr díe Beeinträchtígung seínes Rechts be-
zíehungsweíse seíner Rechtsgüteτ íst der
Kläger a1s Anspruchsteller darlegungs- und

beweisbelastet. Denkbar íst zunächst eíne
Beeínträchtigung der physíschen oder psy-
chischen Gesundheít durch den Busverkehr,

etwa ín Form von Atemwegserkrankungen
oder Schlafstőτungen. Was díe Beeinträchtí-
gung des Eígentums am Gтundstűck betrifft,
so sínd ím Wesentlichen zwei verschíedene
Beeínträchtigungen denkbar: Zum einen
kann es durch den Busverkehr selbst oder,
sofern sich beíspíelsweise eíne Haltestelle
ín unmíttelbarer Nähe des Grundstűcks be-
findet, durch wartende Fahrgäste ıu subs-
tanzverletzungen am Grundstűck, insbeson-
dere am Haus des Klägers kommen. Zum
anderen kann es, was der weítaus häufigere

Fa11 seín wird, zu eíner Zufűhrung „unwägba-
rer Stoffe" (§ 906 Abs. 1 S. 1 BGB) kommen,
ínsbesondere Gase und Gertiche (Abgase),
Geτäusche (Motorengeτäusch, Tűrőffnen-/
schlíeßen, Bremsen, Kommunikation war-
tender Fahrgäste an eíner Haltestelle) sowíe

Erschűtterungen. Maßgeblích íst aber stets
eine objektívierung der Immissionen; bloß
subjektive Wertungen des Klägers sind nícht

ausreíchend (6j.

Im Vergleich zur Rechts(guts)beeintτäch-
tígung ist die Stőrereígenschaft des Ver-
kehrsunternehmens einfach zu bejahen.
Hinsichtlích des Betríebs des Líníenver-
kehгs ist es unmittelbarer, hinsíchtlich
des Verhaltens wartender Fahrgäste mít-
telbarer Stőrer, da die unmittelbaren Be-
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